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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu den Auswirkungen der Finanzkrise auf den Verteidigungssektor in den 
Mitgliedstaaten
(2011/2177(INI))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf Titel V des Vertrags über die Europäische Union, insbesondere auf 
Artikel 42, Artikel 45 und Artikel 46, sowie das Protokoll Nr. 10,

– unter Hinweis auf die vom Europäischen Rat im Dezember 2008 gesetzten Ziele zur 
Verstärkung der europäischen militärischen Fähigkeiten,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 23. Mai 2011, 31. Januar 2011 
und 9. Dezember 2010 zur Bündelung und gemeinsamen Nutzung militärischer 
Fähigkeiten, zur GSVP bzw. zur Entwicklung militärischer Fähigkeiten,

– unter Hinweis auf den Beschluss 2011/411/GASP des Rates vom 12. Juli 2011 über die 
Rechtsstellung, den Sitz und die Funktionsweise der Europäischen Verteidigungsagentur 
und zur Aufhebung der Gemeinsamen Aktion 2004/551/GASP1,

– unter Hinweis auf die Richtlinie 2009/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 6. Mai 2009 zur Vereinfachung der Bedingungen für die innergemeinschaftliche 
Verbringung von Verteidigungsgütern2,

– unter Hinweis auf die Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. Juli 2009 über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, 
Liefer- und Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit und zur 
Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG3,

– unter Hinweis auf seine Entschließungen vom 23. November 2010 über die 
Zusammenarbeit zwischen zivilen und militärischen Akteuren und die Entwicklung zivil-
militärischer Fähigkeiten4 und vom 11. Mai 2011 zu der Entwicklung der Gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik nach Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon5,

– gestützt auf Artikel 48 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten und der 
Stellungnahme des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie (A7-0000/2011),

Allgemeine Erwägungen

1. nimmt mit großer Sorge die beispiellosen Kürzungen in den Verteidigungshaushalten der 

                                               
1 ABl. L 183 vom 13.7.2011, S. 16.
2 ABl. L 146 vom 10.6.2009, S. 1.
3 ABl. L 216 vom 20.8.2009, S. 76.
4 Angenommene Texte, P7_TA(2010)0419.
5 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0228.
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meisten EU-Mitgliedstaaten infolge der Finanzkrise und die potentiellen negativen 
Auswirkungen dieser Maßnahmen auf die militärischen Fähigkeiten zur Kenntnis; betont, 
dass die Verteidigung ein öffentliches Gut darstellt, das Auswirkungen auf die Sicherheit 
aller europäischen Bürgerinnen und Bürger hat, und dass alle Mitgliedstaaten einen 
Beitrag im Geist der Lastenteilung leisten müssen;

2. bedauert die Tatsache, dass die Umsetzung dieser Kürzungen oft Stückwerk ist, nationale 
Verteidigungsüberprüfungen (Defence Reviews) – selbst aus jüngster Zeit – innerhalb von 
Monaten hinfällig werden und es kaum oder gar keine Abstimmung mit den Partnern in 
der EU oder der NATO gibt;

3. warnt, dass unkoordinierte Haushaltskürzungen zu einem vollständigen Verlust 
bestimmter militärischer Fähigkeiten in Europa zu führen drohen, wo schon der Einsatz in 
Libyen eindeutig zeigte, dass es den europäischen Ländern an einigen Fähigkeiten fehlt, 
die für die Durchführung einer solchen Operation von wesentlicher Bedeutung sind, und 
dass sie dies kaum ohne Unterstützung der USA geschafft hätten;

4. stellt fest, dass die Tatsache, dass man sich derzeit in unverhältnismäßiger Weise auf die 
Fähigkeiten der Vereinigten Staaten in Verteidigungsfragen stützt, was sich in dem 
Anstieg des Anteils der USA an den gesamten Verteidigungsausgaben im 
Nordatlantischen Bündnis auf 75 % zeigt, weder für Europa noch für die USA 
hinnehmbar ist;

5. fordert die EU-Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, ihren Teil an der Verantwortung für 
Frieden und Sicherheit in Europa, seiner Nachbarschaft und in der gesamten Welt in 
vollem Umfang zu übernehmen; erinnert sie an ihre wiederholte Zusage, einschließlich im 
Vertrag und in Schlussfolgerungen des Europäischen Rates, ihre militärischen Fähigkeiten 
zu verbessern;

6. betont, dass die Mitgliedstaaten zusammen etwa 200 Mrd. EUR pro Jahr für Verteidigung 
ausgeben, was lediglich etwa einem Drittel des Verteidigungshaushaltes der USA allein 
entspricht;

7. bedauert die Art und Weise, in der die meisten dieser Mittel ausgegeben werden, wobei 
Entscheidungen über nationale Verteidigungsplanung in fast totaler Isolation getroffen 
werden, was nicht nur zu anhaltenden Mängeln in Bezug auf die Fähigkeiten sondern auch 
zu Verschwendung durch Überkapazitäten und Verdoppelungen sowie zu einer 
fragmentierten Industrie und zersplitterten Märkten führt;

8. fordert die Mitgliedstaaten auf zu akzeptieren, dass eine bessere Zusammenarbeit der 
einzige Weg nach vorne ist und dass die Mitgliedstaaten insbesondere durch (A) bessere 
Abstimmung der Verteidigungsplanung, was die Harmonisierung des militärischen 
Bedarfs umfasst, (B) Bündelung und gemeinsame Nutzung bestimmter Funktionen und 
Mittel, (C) stärkere Zusammenarbeit bei Forschung und technologischer Entwicklung, (D) 
Erleichterung von Zusammenarbeit und Konsolidierung in der Industrie sowie (E) 
Optimierung des Beschaffungswesens und Beseitigung von Markthindernissen ihre 
Fähigkeiten auf kosteneffizientere Weise entwickeln können, und zwar ohne nachteilige 
Auswirkungen auf ihre Souveränität;
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9. betont, dass die EU über Instrumente und Mechanismen verfügt, durch die die 
Mitgliedstaaten dabei unterstützt werden können, dies zu erreichen, wie nachstehend 
beschrieben, einschließlich durch die Ermittlung von Bereichen, in denen Finanzmittel auf 
europäischer Ebene zur Verfügung gestellt werden könnten (F);

(A) Bessere Abstimmung der Verteidigungsplanung

10. wiederholt seine Forderung an die Mitgliedstaaten, systematische Sicherheits- und 
Verteidigungsüberprüfungen gemäß gemeinsamen Kriterien und einem gemeinsamen 
Zeitplan durchzuführen; schlägt vor, dies zu einer regelmäßigen Übung auszubauen, die 
mit den Haushaltsverfahren verknüpft ist, eine Art von „Europäischem Semester“ für 
Sicherheits- und Verteidigungsüberprüfungen;

11. betont, dass der Sinn solcher koordinierter Überprüfungen darin bestünde, der Praxis 
isolierter nationaler Verteidigungsplanung ein Ende zu setzen und eine Plattform für 
strukturierte Gespräche einzurichten, wodurch den Mitgliedstaaten ermöglicht würde, den 
Gesamtzusammenhang zu würdigen, bevor sie strategische Entscheidungen über ihre 
Verteidigungsfähigkeiten treffen;

12. fordert erneut ein Weißbuch der EU zu Sicherheit und Verteidigung, um die Ziele, 
Interessen und Bedürfnisse der Union im Bereich Sicherheit und Verteidigung klarer im 
Verhältnis zu den zur Verfügung stehenden Mitteln und Ressourcen festzulegen; betont, 
dass es auf der Grundlage der nationalen Überprüfungen verfasst und regelmäßig 
aktualisiert werden sollte, wobei es zudem eine Referenz für sie bieten und die nationale 
Verteidigungsplanung mit einer gemeinsamen Sicherheitsprognose und Einschätzung der 
Bedrohungslage verknüpfen sollte; 

13. schlägt vor, dass die Mitgliedstaaten die Europäische Verteidigungsagentur (EDA) darum 
ersuchen zu prüfen, wie die Abstimmung der Verteidigungsplanung in Europa verbessert 
werden kann; erinnert daran, dass der Agentur durch den Vertrag die Aufgaben übertragen 
wurden zu beurteilen, ob die Verpflichtungen in Bezug auf Fähigkeiten erfüllt wurden, 
und auf eine Harmonisierung des operativen Bedarfs hinzuwirken, und fordert eine 
bessere Wahrnehmung dieser Aufgaben; empfiehlt, dass die Mitgliedstaaten als einen 
ersten Schritt in dem Verfahren ihre Entwürfe der nationalen Sicherheits- und 
Verteidigungsüberprüfungen der EDA zur Beratung vorlegen könnten, um sie 
insbesondere vor dem Hintergrund des Plans zur Fähigkeitenentwicklung sowie der Pläne 
der übrigen Mitgliedstaaten und der einschlägigen NATO-Initiativen zu bewerten; glaubt, 
dass die EDA sehr kurzfristig auch eine wichtige Rolle bei der Festlegung von Prioritäten 
bei den Fähigkeiten und der Ermittlung von überschüssigen Fähigkeiten der 
Mitgliedstaaten spielen könnte;

14. ist der Meinung, dass als nächster Schritt die Mitgliedstaaten einen Prozess gegenseitiger 
Konsultationen durchlaufen sollten, um ihren militärischen Bedarf zu harmonisieren und 
alle Optionen für die Steigerung der Kosteneffizienz durch Absprachen auf EU-Ebene, auf 
regionaler oder bilateraler Ebene oder sonstige Vorkehrungen zu prüfen;

15. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, sich in einem solchen Prozess auch mit den 
bestehenden Überkapazitäten zu befassen, insbesondere was Ausrüstung und Personal mit 
geringerer Priorität bei Operationen angeht;
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(B) Bündelung und gemeinsame Nutzung von Fähigkeiten

16. ist fest davon überzeugt, dass die Bündelung und gemeinsame Nutzung von Fähigkeiten 
keine Option mehr ist, sondern eine Notwendigkeit; unterstützt die Mitgliedstaaten bei 
ihren Bemühungen, als Teil des auf dem Ministertreffen vom September 2010 in Gent 
eingeleiteten Prozesses und im Einklang mit der deutsch-schwedischen Initiative vom 
November 2010 die vielversprechendsten Projekte zu ermitteln; erinnert an den Auftrag, 
den die EDA im Mai 2011 erhalten hat, nämlich Vorschläge im Herbst vorzulegen;

17. betont, dass die Mitgliedstaaten in bestimmten Bereichen, wie etwa strategischer 
Transport, logistische Unterstützung, Wartung, Raumfahrtkapazitäten, medizinische 
Unterstützung, Ausbildung und Schulung sowie in gewissen Nischenfähigkeiten großen 
Nutzen aus der Bündelung und gemeinsamen Nutzung einiger Funktionen und Mittel 
ziehen könnten, ohne nennenswerte Abhängigkeiten zu schaffen, die ihre souveräne 
Beschlussfassung beschränken würden; unterstützt nachdrücklich Initiativen, die sich mit 
den Mängeln bei Fähigkeiten in Bereichen wie Luftbetankung, Meeresüberwachung, 
unbemannte Flugkörper, CBRN-Schutz, Umgang mit USBV, satellitengestützte 
Kommunikation, Sensoren und Plattformen für die Nachrichtengewinnung, Überwachung 
und Aufklärung (ISR) sowie Kampf- und Informationssysteme befassen;

18. legt den Mitgliedstaaten nahe, die verschiedenen Modelle der Bündelung und 
gemeinsamen Nutzung kreativ einzusetzen, als da sind (1) Bündelung durch 
gemeinschaftliches Eigentum, (2) Bündelung von Mitteln in nationalem Eigentum, (3) 
Bündelung der Beschaffung oder (4) gemeinsame Wahrnehmung von Funktionen und 
Aufgaben sowie eine sachgemäße Kombination derselben, und fordert rasche Fortschritte 
insbesondere in den vorgenannten Bereichen;

19. erstens zu „gemeinschaftlichem Eigentum“: fordert die Mitgliedstaaten auf, die 
Möglichkeiten zu untersuchen, dass bestimmte Ausrüstungen gemeinschaftlich durch 
Konsortien teilnehmender Mitgliedstaaten oder durch die EU selbst in Anlehnung an 
Initiativen, wie etwa die strategische Lufttransportfähigkeit, die im Rahmen der NATO 
umgesetzt wurde, das AWACS-Programm der NATO oder Galileo der EU, erworben 
werden; betont das Potenzial gemeinschaftlichen Eigentums für die teuersten 
Ausrüstungen, wie etwa für Raumfahrtfähigkeiten, unbemannte Flugkörper oder 
strategische Transportflugzeuge;

20. zweitens zu „Bündelung von Mitteln in nationalem Eigentum“: sieht die Initiative 
„europäisches Lufttransportkommando“ (EATC) von vier Mitgliedstaaten als ein 
besonders nützliches Beispiel, bei dem der Einsatz bestehender Fähigkeiten durch die 
Übertragung einiger Zuständigkeiten auf eine gemeinsame Struktur optimiert wird, wobei 
das vollständig nationale Eigentum an Mitteln beibehalten wird; ist der Auffassung, dass 
das Modell von Fähigkeiten, die zwar gebündelt sind, aber geteilt werden können, auch 
für andere Bereiche operativer Unterstützung geeignet ist, wie etwa 
Transporthubschrauber, Seeraumüberwachungsflugzeuge und Mittel für den militärischen 
Seetransport; glaubt, dass eine Delegierung von Zuständigkeiten auf eine integrierte 
Struktur flexibel sein muss und dass dabei nicht von allen Teilnehmern verlangt werden 
sollte, Zuständigkeiten in gleichem Umfang zu delegieren, um das Risiko zu vermeiden, 
sich nur auf den kleinsten gemeinsamen Nenner zu einigen; hält es allerdings für 
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wünschenswert, dass die Mitgliedstaaten nationale Fähigkeiten in der vollen Bandbreite 
der Aufgaben des EATC zur Verfügung stellen;

21. drittens hinsichtlich der „Bündelung der Beschaffung“, wie etwa das A400M-Programm: 
betont die potentiellen Vorteile gemeinsamer Beschaffung in Form von Skaleneffekten, 
Aufbau einer lebensfähigen industriellen Basis, Interoperabilität und sich daraus 
ergebender Möglichkeiten der Bündelung und gemeinsamer Beiträge zu Kundendienst, 
Wartung und Schulung; bedauert die Tatsache, dass diese Vorteile oft wegen Differenzen 
bei den Anforderungen und bei Vereinbarungen über die Arbeitsteilung verloren gehen; 
betont, wie wichtig es ist, eine gemeinsame Konfiguration gemeinsam beschaffter 
Ausrüstungen während derer gesamten Lebenszyklus zur Erleichterung eines 
gemeinsamen Kundendienstes beizubehalten, um die potentiellen Einsparungen in vollem 
Umfang zu realisieren; legt den Mitgliedstaaten nahe, auch die Bündelung ausgelagerter 
Dienstleistungen in Betracht zu ziehen;

22. viertens bezüglich „gemeinsame Wahrnehmung von Funktionen und Aufgaben“: ist der 
Auffassung, dass es positive Beispiele in Initiativen gibt, wie etwa der französisch-
belgischen Zusammenarbeit bei der Kampfpilotenausbildung, der britisch-französischen 
Vereinbarung über die gemeinsame Nutzung von Flugzeugträgern, die französisch-
deutsche Initiative zur Hubschrauberpilotenausbildung oder die belgisch-niederländische 
Zusammenarbeit der Seestreitkräfte, bei denen einige nationale unterstützende Strukturen 
gemeinsam mit dem Partner genutzt werden; betont insbesondere die Möglichkeiten in 
den Bereichen Ausbildung, Schulung und Übungen und insbesondere beim gemeinsamen 
Betrieb von Militärakademien, Test- und Evaluierungseinrichtungen und Einrichtungen 
für die Pilotenausbildung; hält die gemeinsame Wahrnehmung von Funktionen und 
Aufgaben im Falle einiger Nischenfähigkeiten für den einzig gangbaren Weg für die 
meisten Mitgliedstaaten, um Zugang zu einigen Spezialfähigkeiten zu erhalten, wie etwa 
CBRN-Einheiten oder Lazarettflugzeuge;

23. erinnert an die im Vertrag festgelegte wichtige Rolle der EDA beim Vorschlag 
multilateraler Projekte, bei der Abstimmung der Programme der Mitgliedstaaten und bei 
der Verwaltung von Programmen zur Zusammenarbeit bei Forschung und Technik; hebt 
die von der EDA geführten Projekte hervor, die bereits operationell sind, wie etwa das 
Hubschrauberausbildungsprogramm und das mobile kriminaltechnische Labor für den 
Umgang mit USBV und seine Verwendung in Afghanistan, und fordert mehr Fortschritte 
bei anderen Initiativen, wie etwa der europäische Lufttransportflotte (EATF); fordert die 
Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, das Potenzial zu nutzen, das die Agentur hinsichtlich 
administrativer und rechtlicher Unterstützung bietet, und ihr die Verwaltung ihrer 
Kooperationsinitiativen zu übertragen; 

24. erkennt bilaterale und regionale Initiativen, wie die britisch-französischen 
Verteidigungsvereinbarungen von 2010 und die Nordic Defence Cooperation, als wichtige 
Maßnahmen zur Rationalisierung des Einsatzes von Ressourcen und zur Schließung 
kurzfristiger Lücken bei den Fähigkeiten an; ermuntert zu weiteren Fortschritten bei 
vielversprechenden Kooperationsprojekten in anderen Regionen, wie zum Beispiel 
zwischen den Ländern der Visegrád-Gruppe; ist allerdings der Auffassung, dass es 
weiterhin beträchtliche strukturelle Mängel gibt, mit denen man sich in einer auf EU-
Ebene abgestimmten Art und Weise befassen muss, und dass der EDA eine Rolle bei der 
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Sicherstellung übergreifender Kohärenz zugewiesen werden sollte; empfiehlt weitere 
Überlegungen darüber, wie die Bestimmungen des Vertrags über die Ständige 
Strukturierte Zusammenarbeit dazu benutzt werden könnten, einen umfassenden Rahmen 
für die Zusammenarbeit zu stellen, wobei man auch auf der Übung des „Europäischen 
Semesters“, wie unter (A) vorgeschlagen, aufbauen könnte;

25. ist der Auffassung, dass ein operatives Hauptquartier der EU, das es mehrfach gefordert 
hat, nicht nur die Fähigkeit der EU zur Unterstützung des internationalen Friedens und der 
weltweiten Sicherheit wesentlich stärken sondern auch langfristig Einsparungen für die 
nationalen Haushalte nach dem Muster „Bündelung und gemeinsame Nutzung“ 
ermöglichen würde; fordert die Vizepräsidentin/Hohe Vertreterin auf, ihre Arbeit auf der 
Grundlage der „Weimarer Initiative“ fortzusetzen und rechtliche Möglichkeiten für die 
Einrichtung eines ständigen militärischen Planungs- und Durchführungsstabs von dieser 
Art zu prüfen;

26. nimmt die Initiative „Smart Defence“ innerhalb der NATO zur Kenntnis und betont, wie 
wichtig es ist, für eine ständige Koordinierung und Abstimmung zwischen der EU und der 
NATO auf allen Ebenen zu sorgen, um unnötige Doppelarbeit zu vermeiden;

(C) Unterstützung der Forschung und technologischen Entwicklung im 
Verteidigungsbereich

27. weist darauf hin, dass die derzeitigen Maßnahmen im Bereich Forschung und Technologie 
(F&T) entscheidend dafür sind, dass künftige technologische Fortschritte bewältigt 
werden können; bedauert die Tatsache, dass nur etwa 1 % der gesamten 
Verteidigungsausgaben der EU-Länder für  F&T eingesetzt werden, wogegen mehr als 
50 % weiterhin für Personal ausgegeben werden, und insbesondere dass dies bei den 
meisten Mitgliedstaaten weit unter 1 % liegt; fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich 
auf, F&T vorrangig von ihren Ausgabenkürzungen auszunehmen;

28. bedauert die Tatsache, dass das Potenzial von Skaleneffekten bei Projekten der 
Zusammenarbeit immer noch weitgehend ungenutzt ist, denn etwa 85 % der Ausgaben für 
F&T werden noch national ausgegeben; unterstreicht die grundlegende Rolle der EDA bei 
der Abstimmung und Planung gemeinsamer Verteidigungsforschung; betont die Vorteile 
von Forschungszusammenarbeit hinsichtlich verbesserter Interoperabilität, was schließlich 
zu mehr Einheitlichkeit bei Ausrüstungen und Fähigkeiten der nationalen Streitkräfte 
führen wird, denn Forschung ist die erste Phase jedes Ausrüstungsprogramms;

29. erinnert an die steigende Zahl von Technologien mit doppeltem Verwendungszweck, 
weswegen mehr Synergien zwischen den europäischen Programmen für Forschung in den 
Bereichen Verteidigung und Schutz der Zivilbevölkerung wichtig sind; ermuntert die 
EDA und die Kommission, ihre Abstimmung innerhalb der Europäischen 
Rahmenvereinbarung für Zusammenarbeit fortzusetzen, um möglichst viele Synergien mit 
dem Themenbereich „Sicherheit“ des Rahmenprogramms für Forschung und 
technologische Entwicklung zu erreichen, insbesondere auf Gebieten wie CBRN-Schutz, 
Umgang mit unkonventionellen Spreng- und Brandvorrichtungen, unbemannte 
Flugsysteme, Meeresüberwachung, Informationsverwaltung und -verarbeitung sowie 
Cyberverteidigung;
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30. betont, dass Sicherheitsforschung als unabhängiger Themenbereich im nächsten 
Rahmenprogramm beibehalten werden muss, und fordert eine beträchtliche Aufstockung 
der ihm zugewiesenen Mittel; fordert eine Ausweitung des Themenbereichs „Sicherheit“, 
damit er die ganze Bandbreite der Technologien mit doppeltem Verwendungszweck 
abdeckt; besteht darauf, dass der Schwerpunkt des Themenbereichs weiterhin auf zivilem 
Gebiet liegen sollte, wenn auch relevante Erfordernisse der Verteidigung in den 
Programmen und Projekten ordnungsgemäß berücksichtigt werden müssen;

31. weist darauf hin, dass genauso wie bei der zivilen Forschung, die oft zu Anwendungen in 
der Verteidigung führt, Nebenprodukte der Verteidigungsforschung nicht selten der 
gesamten Gesellschaft nutzen; erinnert insbesondere an die Beispiele von Internet und 
GPS; ist angesichts des Vorstehenden der Auffassung, dass zusätzlich zu dem 
Themenbereich „Sicherheit“ die Einrichtung eines neuen Themenbereichs „Verteidigung“ 
im Rahmenprogramm in Betracht gezogen werden sollte, um die europäische 
Forschungszusammenarbeit zu fördern und dazu beizutragen, verstreute nationale Mittel 
zu bündeln;

32. betont allerdings, dass keine Ressourcen von der zivilen Forschung übertragen werden 
dürfen und dass der neue Themenbereich gänzlich aus zusätzlichen Ressourcen zu 
finanzieren ist, die dem Rahmenprogramm zugewiesen werden; empfiehlt, den 
Themenbereich von der Kommission und der EDA verwalten zu lassen; stellt fest, dass 
jede von der EU finanzierte Maßnahme im Bereich der Verteidigungsforschung vor allem 
dem Ziel der Entwicklung der Krisenbewältigungsfähigkeiten der EU verpflichtet ist und 
sich auf die Forschung auf dem Gebiet „doppelter Verwendungszweck“ konzentrieren 
sollte;

33. weist auf die Bestimmung des Artikels 185 AEUV hin, nach der eine EU-Beteiligung an 
bestehenden Forschungs- und Entwicklungsprogrammen mehrerer Mitgliedstaaten 
möglich ist; ist der Auffassung, dass eine sich auf diesen Artikel stützende Kofinanzierung 
der EU dazu benutzt werden sollte, die Entwicklung der für GSVP-Missionen und -
Operationen notwendigen Fähigkeiten zu beschleunigen;

34. erinnert auch an die ebenso bedeutenden Synergien, die mit europäischen 
Raumfahrtprogrammen angestrebt werden sollten, und ermuntert zu einer besseren 
Abstimmung zwischen der EDA, der Kommission und der Europäischen 
Weltraumorganisation innerhalb der Europäischen Rahmenvereinbarung für 
Zusammenarbeit, insbesondere bei Erdbeobachtung aus dem Weltraum und 
Weltraumlageerfassung; fordert eine enge Abstimmung der Programme MUSIS, GMES 
und EDRS für die Erdbeobachtung und die Harmonisierung der Standards für zivile und 
militärische Geodateninfrastrukturen;  besteht darauf, dass das GMES-Programm weiter 
aus dem EU-Haushalt im Rahmen des nächsten mehrjährigen Finanzrahmens (2014-2020) 
finanziert wird;

(D) Aufbau einer verteidigungstechnologischen und -industriellen Basis Europas

35. erinnert daran, dass Fortschritte bei der Konsolidierung der verteidigungstechnologischen 
und -industriellen Basis Europas notwendig sind, da angesichts zunehmender Komplexität 
der Technik, steigenden internationalen Wettbewerbs und schrumpfender 
Verteidigungshaushalte in keinem EU-Mitgliedstaat die Verteidigungsindustrie mehr auf 
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rein nationaler Basis überlebensfähig ist; bedauert die Tatsache, dass in der europäischen 
Raumfahrtindustrie zwar ein gewisser Grad an Konzentration erreicht wurde, die Sektoren 
für Güter für Heer und Marine aber weiterhin zum überwiegenden Teil entlang nationaler 
Grenzlinien zersplittert sind;

36. ist der Auffassung, dass eine Harmonisierung des militärischen Bedarfs über einen 
Prozess abgestimmter Sicherheits- und Verteidigungsüberprüfungen, wie unter (A) 
beschrieben, zu einer Harmonisierung der Beschaffung unter den EU-Mitgliedstaaten 
führen dürfte, was die erste Voraussetzung für die Schaffung von Bedingungen auf der 
Nachfrageseite für eine erfolgreiche transnationale Umstrukturierung der 
Verteidigungsindustrie in Europa ist;

37. ist sich der Tatsache bewusst, dass die Umstrukturierung wahrscheinlich zu der Aufgabe
einiger nicht lebensfähiger nationaler industrieller Kapazitäten führen wird, was Fragen 
hinsichtlich der Beschäftigung aufwirft; fordert einen besseren Einsatz von EU-Mitteln, 
wie etwa des Europäischen Sozialfonds und des Europäischen Fonds für die Anpassung 
an die Globalisierung, um die Vorsorge und die Anpassung an den Wandel zu 
unterstützen;

38. betont im Zusammenhang mit der Umstrukturierung der Industrie auch, dass es wichtig 
ist, dafür zu sorgen, dass die Versorgungssicherheit nicht gefährdet wird; fordert die 
Mitgliedstaaten und die Kommission auf, rasch ein umfassendes und ambitioniertes EU-
weites System für die Versorgungssicherheit auf der Grundlage eines Systems 
gegenseitiger Garantien zu entwickeln; fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, als 
erste Schritte auf dem Weg zu diesem Ziel, das Potenzial der Richtlinie über Übergänge in 
vollem Umfang auszuschöpfen und die Arbeit an der Rahmenvereinbarung von 2006 über 
die Versorgungssicherheit in Situationen, in denen einsatzbedingt Dringlichkeit geboten 
ist, zu beschleunigen, damit rasch mit ihr gearbeitet werden kann;

39. empfiehlt der EDA, eine gemeinsame europäische Sicht der wichtigsten industriellen 
Fähigkeiten, die in Europa erhalten oder ausgebaut werden müssen, weiterzuentwickeln; 
legt als Teil dieser Maßnahme der Agentur nahe zu analysieren, inwieweit eine 
Abhängigkeit von nicht-europäischen Technologien und Versorgungsquellen gegeben ist;

40. glaubt, dass Rüstungsprogramme, die in Zusammenarbeit durchgeführt werden, wie etwa 
diejenigen, die von der EDA eingeleitet und von der Gemeinsamen Organisation für 
Rüstungskooperation (OCCAR) verwaltet werden, ein bedeutendes Hilfsmittel für die 
Senkung von Entwicklungskosten, die Unterstützung der industriellen Konsolidierung, die 
Förderung der Standardisierung und Interoperabilität und die Stärkung der weltweiten 
Wettbewerbsfähigkeit darstellen; hebt die Rolle der EDA hervor, wenn es darum geht, die 
Umsetzung des Bedarfs an Fähigkeiten in kooperative Programme zu erleichtern und 
Möglichkeiten zur Zusammenarbeit in einem frühen Stadium des Lebenszyklus zu 
ermitteln; fordert die EDA auf, die Arbeit an der kooperativen Datenbank zur Ermittlung 
verschiedener nationaler Projekte als Möglichkeiten der Zusammenarbeit fortzusetzen, 
und ermuntert die Mitgliedstaaten, diese Datenbank zu füttern; fordert die EDA auf, einen 
Leitfaden bewährter Praktiken bei der Rüstungskooperation vorzulegen, wie das in ihrer 
Europäischen Strategie für Rüstungskooperation vorgesehen ist;

41. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, starre Arbeitsteilungsvereinbarungen in 
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gemeinsamen Rüstungsprogrammen zu vermeiden, und weist auf die negativen 
Auswirkungen des Grundsatzes der „angemessenen Rückflüsse“ durch eine ineffiziente 
Aufteilung hin, was zu einer langsameren Umsetzung und höheren Kosten führt; fordert 
die Ersetzung des Grundsatzes der „angemessenen Rückflüsse“ durch ein sehr viel 
flexibleres Konzept des „globalen Gleichgewichts“, das einen wirksamen EU-weiten 
Wettbewerb für die Auswahl von Anbietern ermöglicht; begrüßt die Tatsache, dass 
„globales Gleichgewicht“ in dem gemeinsamen Investitionsprogramn der EDA zum 
Schutz der eigenen Kräfte eingesetzt wird, und fordert die Agentur auf, dieses Konzept im 
gesamten Spektrum ihrer Tätigkeiten umzusetzen, wobei das Endziel darin besteht, 
Einklang mit den für alle gleichen Wettbewerbsbedingungen innerhalb des europäischen 
Marktes für Verteidigungsgüter herzustellen und die Interessen von kleinen und mittleren 
Unternehmen zu berücksichtigen;

42. legt den Mitgliedstaaten nahe, die Managementerfahrung der OCCAR zur Umsetzung 
gemeinsamer Programme, wie sie von der EDA vorbereitet werden, zu nutzen, und fordert 
die EDA und die OCCAR nachdrücklich auf, eine Verwaltungsvereinbarung über ihre 
Zusammenarbeit zu abzuschließen; erinnert daran, dass jeder EU-Mitgliedstaat der 
OCCAR beitreten kann, wenn er dies wünscht und wenn er die Kriterien für die 
Mitgliedschaft erfüllt;

(E) Schaffung eines europäischen Marktes für Verteidigungsgüter

43. erinnert daran, dass die Mitgliedstaaten unbedingt die Transparenz und Offenheit ihrer 
Märkte für Verteidigungsgüter verbessern müssen, um die Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Verteidigungsindustrie zu stärken und sicherzustellen, dass die Interessen 
der Steuerzahler in angemessener Weise geschützt werden; erinnert daran, dass die Frist 
für die Umsetzung der Richtlinie 2009/81/EG über die Vergabe von sensiblen Aufträge in 
den Bereichen Verteidigung und Sicherheit am 21. August 2011 abgelaufen ist; fordert die 
Kommission auf, zu gegebener Zeit über die Umsetzungsmaßnahmen zu berichten, die 
von den Mitgliedstaaten ergriffen wurden, und alle erforderlichen Maßnahmen zu 
ergreifen, um eine korrekte Umsetzung sicherzustellen;

44. betont, dass die Richtlinie auf die Besonderheiten von Beschaffungsverträgen in den 
Bereichen Verteidigung und Sicherheit maßgeschneidert ist und dass deshalb eine 
Ausnahme für Verträge vom EU-Recht auf der Grundlage des Artikels 346 AEUV nur in 
hinreichend begründeten Ausnahmefällen als rechtmäßig gelten kann; fordert die 
Kommission auf, dafür zu sorgen, dass die Richtlinie sowie die Ausnahmeregelung des 
Artikels 346 AEUV fehlerfrei angewendet werden; 

45. erinnert daran, dass das System, das die EDA durch ihren Verhaltenskodex für die 
Beschaffung von Verteidigungsgütern und ihren Kodex bewährter Praktiken in der 
Versorgungskette eingerichtete hat, nur auf Verträge Anwendung findet, die unter die 
Ausnahmeregelung des Artikels 346 AEUV fallen; empfiehlt der EDA und der 
Kommission, eine Neubewertung der Frage vorzunehmen, ob dieses System nach dem 
Inkrafttreten der Richtlinie über die Beschaffung von Verteidigungsgütern noch 
sachgemäß ist;

46. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die Bekämpfung der Korruption bei der 
Beschaffung von Verteidigungsgütern zu einer erstrangigen Priorität zu machen, und 
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bedauert die katastrophalen Auswirkungen von Korruption, insbesondere hinsichtlich 
überteuerter Kosten, des Erwerbs unnötiger, unsachgemäßer oder nicht optimaler 
Ausrüstungen, der Störung gemeinsamer Programme für die Beschaffung und die 
Zusammenarbeit sowie der Behinderung der Marktöffnung; rät – zusätzlich zur generellen 
Einrichtung transparenter und wettbewerbsorientierter Verfahren für öffentliche 
Ausschreibungen – nachdrücklich dazu, den Empfehlungen des Kompendiums bewährter 
Praktiken „NATO/DCAF Building Integrity and Reducing Corruption in Defence“ zu 
folgen; hebt die positiven Beispiele hervor, wie etwa das Konzept der so genannten 
„Defence Integrity Pacts“ (Verträge über die Integrität bei Rüstungsgeschäften) zwischen 
der Regierung und Bietern mit Beteiligung unabhängiger Dritter, die die Einhaltung 
überwachen, oder die systematische parlamentarische Aufsicht über alle Phasen der 
Ausschreibungsverfahren über einer gewissen Obergrenze, wie das von verschiedenen 
Mitgliedstaaten praktiziert wird;

47. betont, dass bei Kompensationsgeschäften (Offset), die als begleitende Maßnahmen von 
Ausschreibungen für Rüstungsgüter, die nicht unter die Richtlinie 2009/81/EG fallen und 
auf die die Ausnahmeregelung des Artikels 346 AEUV angewendet wurde, möglich sind, 
die Grundsätze der Transparenz und der Nichtdiskriminierung eingehalten werden sollten 
und dass sie nicht das Risiko von Korruption oder einer Störung des Funktionierens des 
europäischen Marktes für Rüstungsgüter hervorrufen dürfen;

48. fordert die Mitgliedstaaten auf, höhere Ansprüche an den Verhaltenskodex der EDA zu 
Offsets zu stellen und darauf hinzuarbeiten, dass Offsets nach und nach aufgegeben 
werden; stellt allerdings fest, dass die Praxis der Offsets in bestimmten Fällen 
einheimischen Unternehmen dabei hilft, effizienter zu werden, und dazu beiträgt, die 
verteidigungsindustrielle Basis Europas auszubauen; ersucht die EDA und die 
Kommission darum zusammenzuarbeiten, um die Integration der Unternehmen kleinerer 
Mitgliedstaaten in die verteidigungstechnologische und -industrielle Basis Europas durch 
andere Mittel als Offsets zu fördern;

49. fordert die Kommission und die EDA auf, nach Wegen zu suchen, wie man mit sonstigen 
marktverzerrenden Praktiken umgehen kann, wie etwa staatliche Beihilfen und 
Exportsubventionen, wobei man auf der Initiative der EDA „Für alle gleiche 
Wettbewerbsbedingungen“ aufbauen könnte;

50. erinnert daran, dass die administrative Belastung von Lizenzpflichten im Handel mit 
Verteidigungsgütern innerhalb der EU zur Folge hat, dass die industrielle Konsolidierung 
gehemmt wird, und ein Haupthindernis für grenzübergreifende Rüstungsprogramme, die 
in Zusammenarbeit durchgeführt werden, darstellt; erinnert daran, dass die Frist für die 
Umsetzung der Richtlinie 2009/43/EG über die innergemeinschaftliche Verbringung von 
Verteidigungsgütern am 30. Juni 2011 ausgelaufen ist und dass die Mitgliedstaaten die 
neuen Regelungen ab dem 30. Juni 2012 anwenden müssen; fordert die Kommission auf, 
zu gegebener Zeit über die Umsetzungsmaßnahmen zu berichten, die von den 
Mitgliedstaaten ergriffen wurden, und alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um 
eine korrekte Umsetzung sicherzustellen;

51. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die neuen Allgemeingenehmigungen für 
Lieferungen an die Streitkräfte anderer Mitgliedstaaten als einem wichtigen Instrument für 
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die Verbesserung der EU-weiten Versorgungssicherheit optimal zu nutzen;

52. betont, dass der Erfolg der Richtlinie, insbesondere was Genehmigungen für die 
Verbringung zwischen Unternehmen angeht, in hohem Maße von dem Vertrauen abhängt, 
das die Mitgliedstaaten in ihre jeweiligen Ausfuhrkontrollen haben; fordert die 
Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, sich strikt an die Verpflichtungen zu halten, die in dem 
Gemeinsamen Standpunkt 2008/944/GASP des Rates betreffend gemeinsame Regeln für 
die Kontrolle der Ausfuhr von Militärtechnologie und Militärgütern festgelegt sind, und 
dafür zu sorgen, dass alle Genehmigungsanträge gemäß den Anforderungen anhand der 
acht Kriterien streng geprüft werden; fordert die Vizepräsidentin/Hohe Vertreterin auf, im 
Rahmen der Überarbeitung des Gemeinsamen Standpunkts eine Bewertung – sowohl 
unter dem Aspekt des Handels als auch der Außenpolitik – der Frage vorzunehmen, 
inwieweit die Mitgliedstaaten ihre Verpflichtungen erfüllen;

53. unterstreicht erneut die grundlegende Bedeutung einer Standardisierung von 
Rüstungsgütern für die Schaffung eines europäischen Binnenmarktes für Rüstungsgüter 
sowie für die Sicherstellung von Interoperabilität und die Erleichterung der 
Zusammenarbeit bei Rüstungsprogrammen, bei Projekten der Bündelung und der 
gemeinsamen Nutzung sowie ähnlichen Operationen; ermuntert die EDA, die 
Kommission und die europäischen Normungsorganisationen (CEN, CENELEC, ETSI) 
auf, in Zusammenarbeit mit der Industrie und insbesondere mit der NATO-Agentur für 
Standardisierung die Arbeit an der Verminderung unterschiedlicher Normen in der 
Verteidigungs- und Sicherheitsindustrie und zwischen zivilen und militärischen 
Ausrüstungen zu beschleunigen; tritt dafür ein, dass das „European Defence Standards 
Information System“ (Europäische Informationssystem für Normen für 
Verteidigungsgütern) und das Europäische Handbuch für Beschaffung in der Verteidigung 
benutzt und weiterentwickelt werden; 

54. fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, eine europaweite Zertifizierung von 
Sicherheits- und Verteidigungsgütern einzuführen, um der untragbaren Situation ein Ende 
zu setzen, dass gesonderte Tests in jedem Mitgliedstaat erforderlich sind; weist darauf hin, 
dass dieser zeitaufwändige und umständliche Prozess zu einem beträchtlichen Anstieg der 
Kosten der Hersteller führt und die Wettbewerbsfähigkeit soweit beeinträchtigt, dass 
insbesondere kleinere Unternehmen davon abgehalten werden; unterstützt die Arbeit der 
EDA an der militärischen Lufttüchtigkeit und ermuntert die Mitgliedstaaten, die Arbeit an 
der Errichtung einer Gemeinsamen Europäischen Organisation für militärische 
Lufttüchtigkeit als einem militärischen Pendant zur Europäischen Agentur für 
Flugsicherheit zu beschleunigen;

(F) Suche nach neuen Formen EU-weiter Finanzierung

55. ist davon überzeugt, dass insbesondere im Zusammenhang mit der Annahme des neuen 
mehrjährigen Finanzrahmens Überlegungen zu den Möglichkeiten angestellt werden 
müssen, wie der EU-Haushalt die Mitgliedstaaten dabei unterstützen kann, die Ziele der 
Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik auf kosteneffizientere Weise zu 
erreichen;

56. fordert, wie vorstehend unter (C) dargelegt, eine Stärkung und Ausweitung der 
Sicherheitsforschung im Rahmen des Forschungsrahmenprogramms, die Benutzung des 
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Artikels 185 AEUV zur Kofinanzierung bestehender Forschungs- und 
Entwicklungsprogramme sowie die Vorbereitung eines neuen Themenbereichs für 
Verteidigungsforschung mit zivil-militärischen Anwendungen, um einen Anreiz für 
Verteidigungsforschung, die in Zusammenarbeit betrieben wird, zu bieten;

57. ist der Meinung, dass EU-Mittel eingesetzt werden sollten, um die Zusammenarbeit bei 
Ausbildung und Schulung zu fördern; fordert, die notwendigen Vorkehrungen zu treffen, 
um die Finanzierung von Stipendien für Offiziersanwärter aus dem EU-Haushalt zu 
ermöglichen, die an dem „militärischen Erasmus-Programm“ teilnehmen, um ihnen eine 
Gleichbehandlung mit Studierenden an zivilen Hochschulen zu gewähren;

58. empfiehlt die Finanzierung der Tätigkeiten des Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungskollegs, wobei der Schwerpunkt auf der Schulung ziviler und militärischer 
Experten in Krisenmanagement und GSVP liegt, und die Förderung einer gemeinsamen
Sicherheitskultur in der EU durch das Stabilitätsinstrument;

59. tritt für einen weiteren Ausbau der Rolle des Kollegs als einem Forum für 
Zusammenarbeit zwischen nationalen Verteidigungsakademien und zivilen Einrichtungen 
für Sicherheitsschulung ein, auch um die Möglichkeiten einer kostensparenden Bündelung 
und einer gemeinsamen Durchführung von Projekten zu ermitteln und zu entwickeln; 
fordert die Mitgliedstaaten auf, es in eine echte akademische Einrichtung umzuwandeln, 
und schlägt angesichts seines ausgeprägten Schwerpunkts auf dem zivil-militärischen 
Bereich vor, es durch die EU im Rahmen des nächsten mehrjährigen Finanzrahmens zu 
finanzieren;

60. fordert alle Beteiligten auf, die Frage zu prüfen, ob Mittel im Eigentum der EU nach dem 
Galileo-Muster, entsprechend den Ausführungen unter (B), eine realistische und 
kosteneffiziente Option sein könnten, insbesondere in Bereichen wie strategischer 
Transport und Überwachung; 

61. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, dringend den Haushalt der EDA 
aufzustocken und den zusätzlichen Nutzen anzuerkennen, den die Agentur dadurch bietet, 
dass auf nationaler Ebene beschlossene Kürzungen durch Zusammenarbeit kompensiert 
werden; bedauert die Tatsache, dass durch den Beschluss des Rates zur EDA der Agentur 
kein mehrjähriger Haushaltsrahmen zur Verfügung gestellt wurde;

62. empfiehlt den Mitgliedstaaten, als Teil der Überarbeitung des ATHENA-Mechanismus 
die Möglichkeit in Betracht zu ziehen, den Mechanismus so auszuweiten, dass er auch 
eine gemeinsame Finanzierung für Maßnahmen oder Anschaffungen bietet, die dem Ziel 
von mehr Kosteneffizienz in der europäischen Verteidigung dienen, aber nicht aus dem 
EU-Haushalt finanziert werden können;

63. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Hohen Vertreterin/Vizepräsidentin, 
dem Rat, der Kommission, den Parlamenten der EU-Mitgliedstaaten, der 
Parlamentarischen Versammlung der NATO sowie dem Generalsekretär der NATO zu 
übermitteln.


